
den vom Werktätigen erhobenen Vergütungsanspruch 
umfaßt auch die Prüfung der sachlichen und recht­
lichen Voraussetzungen für einen derartigen Anspruch. 
Folglich haben die Gerichte in diesen Fällen zunächst 
festzustellen, ob der vom Werktätigen eingereichte Vor­
schlag als Neuerervorschlag i. S. des § 18 NVO anzuse­
hen ist. Ist dies zu bejahen, so ist weiter zu prüfen, ob 
ein Vergütungsanspruch etwa dadurch ausgeschlossen 
ist, daß die in dem Neuerervorschlag enthaltene Lei­
stung qualitativ nicht über die Arbeitsaufgaben des 
Werktätigen hinausgeht (§ 13 Abs. 1 der 1. DB zur NVO 
vom 22. Dezember 1971 [GBl. 1972 II S. 11]).
Besteht zwischen den Parteien Streit darüber, ob der 
genutzte Vorschlag des Werktätigen als Neuerervor­
schlag zu bewerten ist, so haben die Gerichte zunächst 
das Anliegen, die Zweckbestimmung und die Zielset­
zung des eingereichten Vorschlags zu prüfen. Bei der 
rechtlichen Würdigung und Beurteilung der von den 
Werktätigen eingereichten Vorschläge als Vorausset­
zung für einen von ihnen erhobenen Vergütungs­
anspruch haben die Gerichte von dem Grundanliegen 
der Neuererverordnung auszugehen, die Initiative der 
Werktätigen für die weitere Intensivierung der Pro­
duktion durch sozialistische Rationalisierung in Einheit 
mit der ständigen Verbesserung der Arbeits- und Le­
bensbedingungen wirksam zu fördern und zu unter­
stützen. Hiernach sind nicht nur wissenschaftlich-tech­
nische, sondern auch andere Aufgabenstellungen und 
hierfür aufgezeigte Lösungswege Neuerervorschläge 
i. S. des § 18 Ziff. 1 NVO. Der Verklagte hat vorgeschla­
gen, ungenutzt herumliegendes, im Buchwerk des Be­
triebes längst abgeschriebenes Material einem wirt­
schaftlichen Zweck zuzuführen. Zugleich hat er mit 
dem Vorschlag, dieses Material einem Interessenten zu 
verkaufen, den Lösungsweg aufgezeigt. Damit ent­
spricht dieser Neuerervorschlag den in § 18 Ziff. 1 NVO 
enthaltenen Anforderungen.
Die Neuererverordnung fordert weiter, daß der Vor­
schlag einen wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil 
für die Gesellschaft (Nutzen) zu erbringen geeignet ist. 
Der vom Verklagten eingereichte Vorschlag hat un­
streitig einen Nutzen erbracht. Dieser liegt für den Be­
trieb in der Erzielung eines mehrfach über den Schrott- 
wert der Kettenräder hinausgehenden Verkaufs­
erlöses.
Auch das Erfordernis der betrieblichen Neuheit des 
Vorschlags, wie es die Bestimmung in § 18 Ziff. 3 NVO 
enthält, ist gegeben. Somit liegen die von der Neuerer­
verordnung festgelegten Merkmale eines Neuerervor­
schlags vor.
Erfüllt ein Vorschlag eines Werktätigen diese Voraus­
setzungen, besteht Anspruch auf Vergütung, sofern die 
im Neuerervorschlag enthaltene Leistung qualitativ 
über die Dienst-, Studien- oder Arbeitsaufgaben des 
Werktätigen hinausgeht.
Bisher wurden infolge der fehlerhaften Auffassung des 
Kreisgerichts über seine Zuständigkeit ausreichende 
Feststellungen hierzu nicht getroffen. Das wird das 
Kreisgericht nunmehr nachzuholen haben. Es wird auf 
der Grundlage des Arbeitsvertrags, des Funktionspla­
nes sowie ggf. zur Konkretisierung der Arbeitsaufga­
ben ergangener Weisungen des zuständigen Leiters die 
an den Verklagten zu stellenden Arbeitsanforderun­
gen genau zu ermitteln haben. Ergibt der Vergleich 
dieser Arbeitsanforderungen mit den im Neuerervor­
schlag enthaltenen Leistungen, daß diese über die Ar­
beitsaufgabe des Verklagten qualitativ hinausgehen, so 
ist der Vergütungsanspruch begründet. Es wäre dann 
vom Kreisgericht der Nutzen festzustellen und auf die­
ser Grundlage der Vergütungsanspruch der Höhe nach 
zu bestimmen.
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